
Bundessozialgericht

— 11 RA 214/73 —

Verkündet am
13° März 1975

RegHauptsekretär
als Urk„Beamter
der Gesch.5telle.
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Klägerin und Revisionsklägerin‚
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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der/ll° Senat des BundessoZialgerichts hat auf
die mündliche Verhandlung vom 13‚ März 1975

durch den Vorsitzenden Richter Dr„ B u s s ,
die Richter H e y e r und vDr; Z i m.m e r‘

und die ehrenamtlichen Richter iD e m b o w 5 k i
und H o e s c h

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 12„ September 1973

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisiohsverfahrens

sind nicht zu erstatten"
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Der Rechtsstreit wird um die Frage geführt, ob bei der

Rentenberechnung eine Zurechnungszeit zu berücksichtigen

ist°

Die 1912 geborene Klägerin — anerkannte Verfolgte im

Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes (BBG) — war von
Mai 1928 bis April 1936 in Deutschland als Kontoristin

beschäftigt; im Mai 1936 wanderte sie nach Argentinien

aus° Im Juli 1936 ließ sie sich die Arbeitnehmeranteile
der

zur
Rentenversicherung der Angestellten entrichteten

Beiträge wegen Heirat erstatten° Im April 1966 wurde

die Klägerin berufsunfähig° Seitdem bezieht sie eine
Berufsunfähigkeitsrentej hierbei sind die für die Zeit

von Juli 1933 bis Oktober 1934 gemäß Art. X BBG—Schluß—

gesetz nachentrichteten Beiträge und eine verfolgungs—

bedingte Brsatzzeit ven Mai 1936 bis Dezember 1949

berücksichtigt. Im Mai 1972 entrichteté die Klägerin

nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung

nationalsozialistischen_Unrechts in der Sozialver—

sicherung vom 22° Dezember 1970 (wcsve — BGBl 1 5° 1846)

weitere Beiträge für die Zeit von Dezember 1928 bis

Dezember 1932 soWie für Oktober 1952 nach° Die Beklagte
hatte die Nachentrichtung nach den 55 8 und 10 WGSVG
zugelassen° Mit zwei Bescheiden vom 21° September 1972

berechnete die Beklagte darauf die Rente neu° Die

Klägerin beanstandet die Berechnung; sie verlangt die

Anrechnung einer Zurechnungszeit (21 Monate)„

Das Sozialgericht (SG) gab der Klage statt° Das Landes—

sozialgericht (LSG) hob das Urteil auf und wies die

Klage ab° Nach Ansicht des LSG ist keine Zurechnungszeit
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zu berücksichtigen, weil die Halbdeckung nach 5 37 Abs„ 1

Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) mit nur
66 anzurechnenden Beiträgen nicht erfüllt ist" Die Ver—
folgtenersatzzeit könne hierbei nicht gemäß 5 12 WGSVG als

Beitragszeit behandelt werden° Nach der Gesetzessystematik
verlahge der Gesetzgeber für eine rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung in 5 12 WGSVGauch die Entrichtung

von Beiträgen° Der Annahme einer Beendigung der versicherungs—

pflichtigen Beschäftigung durch Verfolgung stehe daher diev

Erstattung der Pflichtbeiträge im Jahre 1936 entgegen° Die
Klägerin habe für die betroffenen Zeiten Beiträge nicht in

vollem Umfang nach dem BEG—Schlußgesetz bzw° dem WGSVG nach—

entrichtet°

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Klägerin,

das Urteil des Landessozialgerichts auf—

zuheben und die Berufung der Beklagten

gegen das erstinstanzliche Urteil zurück-

zuweisen°

Sie meint, der Begriff der rentehversicherungspflichtigen

Beschäftigung müsse im WGSVG eine einheitliche Bedeutung

haben und 5 12 WGSVG entsprechend seinem Wortlaut Anwendung

finden° Eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung

sei einem bestehenden Versicherungsverhältnis nicht gleich—

zusetzeno Das habe auch die Beklagte bei der Zulassung der

Nachentrichtung nach 5 10 i.,vom° @ 9 WGSVG anerkannt° Im

übrigen habe das Versicherungsverhältnis im Zeitpunkt der

Emigration noch bestanden°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°
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II

Die Revision ist unbegründet,

Die Klägerin kann keine höhere Versichertenrente_bean—

spruchen° Nach der 2‚_Alternative von 5 37 Abs° 1
Satz 2 AVG (die 1° Alternative kommt hier nicht in

Betracht) ist eine Zurechnungszeit anzurechnen, wenn die

Zeit vom Eintrittsmonat in die Versicherung bis zum

Monat des Versicherungsfalls mindestens zur Hälfte mit

Beiträgen für eine rentenversicherungspflichtige‚Be—

schäftigung oder Tätigkeit belegt ist (Halbdeckung)°

Dabei werden allerdings aus der Gesamtzahl der Kalender—'

monate vom Versicherun95eintritt bis zum Versicherungs—

fall uoa„ die Ersatzzeiten nach dem Versicheruhgsein—

tritt ausgeklammert° Daß bei dieser Berechnung die

Halbdeckung nicht erfüllt ist, ist hier nicht zweifel—

haft°

Dagegen wäre die Halbdeckung bei Anwendung des 5 12

WGSVGerfüllt; dann würden nämlich auf einen Belegungs——
zeitraum von 447 Kalendermonaten außer den 66 Beitrags—

monaten noch_164 Monate an Verfolgungszeit entfallen°

% 12 WGSVGist hier aber nicht anwendbarg.mach dieser

Vorschrift sind Verfolgungszeiten bei Anwendung des

5 37 Abs° 1 AVG den Beitragszeiten hinzuzuzählen, wenn
durch die Verfolgungszeiten eine "rentenversicherungs-

pflichtige Beschäftigung" beendet werden ist° Das war

hier nicht der Fallo.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat wiederholt klar—
gestellt, daß der Begriff "rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung oder Tätigkeit" im Recht der Rentenver—
sicherung nicht einheitlich ausgelegt werden kann (vgl°

esse 11, 274; 16, 284; 17, 1133 20, 185)° Was darunter
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zu verstehen ist, muß der jeweiligen Vorschrift entnommen
werden° Die hier auszulegende Vorschrift des % 12 Satz 1

WGSVG will Verfolgungszeiten, die eine rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit unterbrochen bzw°

beendet haben, bei der Anwendungdes 5 37 Abs‚ 1 AVGden
Zeiten mit Beiträgen für eine rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung oder Tätigkeit hinzuzähleno Soweit das Recht

der Rentenversicherung aber bestimmte Zeiten wegen ihres

(zeitlichen) Zusammenhangs mit Zeiten einer versicherungs—
pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit den Beiträgszeiten

gleichstellt (vgl„ 5 28 Abs° 2 Satz 2 Buchst„ a AVG), setzt
das immer voraus, daß die Zeiten der vérsicherungspflichtigeh
Beschäftigung oder Tätigkeit ihrerseits Beitragszeiten sind°

Es wäre auch nicht zu verstehen} inwiefern Zeiten mit Ver—
sicherungspflicht, aber ohne Beitragsleistung anderen

Zeiten — ganz oder teilweise — die Wirkung von Beitrags—

zeiten verleihen könnten° Insoweit kann für € 12 WGSVG

'nichts anderes gelten° Zu Unrecht beruft sich die Klägerin

demgegenüber auf den Wortlaut von € 9 WGSVG, der in Ver—

bindung mit % 10 u„a° für die Beklagte Grundlage für die

Zulassung der Beitragsnachentrichtung war° Im vorliegenden

Rechtsstreit geht es nicht um die Auslegung der 55 9 und
10 WGSVG; abgesehen davon wäre auch nicht darüber hinweg—

zusehen, daB die 55 9 und 10 nicht wie 5 12 WGSVG Zeiten

ohne Beitragsleistung den Beitragszeiten gleichstellen°

Nach diesen Grundsätzen
war die Beschäftigung der Klägerin

vor Beginn ihrer Verfolgun952eit keine rehtenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung im Sinne des 5 12 WGSVG„ Die

damalige Beschäftigung kann nicht mehr als mit Beiträgen

belegt angesehen werden, weil die Arbeitnehmeranteile

der hierfür entrichteten Pflichtbeiträge der Klägerin

erstattet werden sind und sie Beiträge für die Zeit vor

ihrer Verfolgung nur bis Oktober 1934 nachentrichtet hat°

Gegenteiliges ist auch nicht aus dem Gesamtzusammehhang
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des WGSVG zu folgern° Die unter dem Abschnitt III zu—

sammengefaßten Vorschriften des WGSVG regeln den Aus—

gleich von Schäden, die Versicherte durch Verfolgungs—

maßnahmen in ihren Ansprüchen aus der gesetzlichen

Rentenversicherung erlitten haben‚ Ein nach 55 12 ff

WGSVG auszugleichender Schaden liegt grundsätzlich nur

vor, wenn Versicherungsverhältnisse betroffen wurden,

die durch Beitragsleistungen für eine Beschäftigung

oder Tätigkeit begründet warene—Die Ausnahmen von diesem

Grundsatz sind erschöpfend und abschließend in den 55 7

bis 10 und 14 Abs° 2 WGSVG geregelt° Im übrigen sind

die Grundsätze des Rentenrechts, also auch die Verfalls—

wirkung einer vorangegangenen Beitragserstattung zu

beachten„ Die Bestimmungen der 55 7 ff WGSVG in Ver-

bindung mit Art° X BEG—Schlußgesetz gehen davon aus,

daß in diesem Falle das Versicherungsverhältnis gelöst

worden ist„ Dem Bestreben, im Wege der Wiedergutmachung

den Zustand herzustellen, der ohne Verfolgung bestanden

hätte, tragen sie dadurch Rechnung, daß dem Verfolgten

die Wiederbegründung des Versicherungsverhältnisses

durch nachträgliche Beitragsleistungen ermöglicht wird°

Die Klägerin hat zwar von dieser Möglichkeit Gebrauch

gemacht und für die Zeit von Dezember 1928 bis Dezember

1932 und Juli 1933 bis Oktober 1934 Beiträge nach—

entrichtet, die nach % 8 Abs° 1 Satz 3, Abs° 3 WGSVG

als rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge gelten°

Damit kann aber nicht ihre rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung im Sinne des % 12 Satz 1 WGSVG als durch

ihre Verfolgungszeit beendet angesehen werden° Das Ende

der beitragsbelegten versicherungspflichtigen Be—

schäftigung und der Beginn der Verfolgungsmaßnahmen

müssen im zeitlichen Zusammenhang stehen° Das ist nicht

der Fall° Selbst wenn ein unmittelbarer Anschluß der

Verfolgungszeit an die beitragsbelegte versicherungs—
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pflichtige Beschäftigungszeit nicht zu fordern wäre, ist

jedenfalls der hier vorliegende Zwischenraum zu groß°

Ob (daß) die Klägerin Beiträge auch für die Zwischenzeit

von Oktober 1934 bis Mai 1936 hätte nachentrichten können,

ist unerheblich, weil es nur auf die tatsächlich nach—

entrichteten Beiträge ankommt°

Die Revision der Klägerin ist somit unbegründet und muß

deshalb zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht aüf % 193 Sozialgerichts—

gesetz (SGG)°
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